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Zygote - Mensch - Person

- Zum Status des frühen Embryo aus verfassungsrechtlicher Sicht -






Wolfram Höfling

Die Debatte über die Reprogenetik, jene geheimnisvoll-faszinierende Kombination von Stammzellforschung, Reproduktionsmedizin und Humangenetik, kreist schon seit geraumer Zeit um ihr Kernproblem: Nicht nur in den derzeit meistdiskutierten Referenzgebieten der Präimplantationsdiagnostik und der Forschung an embryonalen Stammzellen (ES-Zellen) geht es um den sog. Status des frühen Embryo. Wird er geschützt durch die Grundrechte des Art. 1 Abs. 1 GG und 2 Abs. 2 GG? Ist er Träger der Menschenwürde und des Lebensrechts? Damit ist zugleich die Zukunftsfrage nach der anthropotechnisch herausgeforderten Gestalt des Menschlichen aufgeworfen. Die Neuerungen der Biomedizin drohen die Lebensweisen der Menschen in einer Weise zu verändern, der gegenüber das meiste, was offiziell als Politik verhandelt wird, geradezu harmlos erscheint. Die ungeheuere Gestaltungsmacht der Biowissenschaften entfaltet sich dabei in implementationsloser Direktheit. Vor Jahren schon hat Ulrich Beck von einem System der Politik der vollendeten Tatsachen gesprochen. 

Die diese Entwicklung begleitende Diskussion hat nur bedingt zur Klärung in der Sache oder in der Begrifflichkeit beigetragen. Zu oft verschwimmen kategorische und pragmatische Argumente, wechseln die Begründungen von der analytischen zur appellativen Ebene. Nun könnte man vielleicht einen Teil der Beiträge mit der Bemerkung vernachlässigen, von dergleichem Raisonnement sei nun einmal nicht mehr zu erwarten, verhalte sich doch die Bioethik zur Ethik ebenso wie die Marschmusik zur Musik (Erwin Chargaff). Doch wäre eine solche Haltung ohne Gespür für die subkutanen Einflüsse, die bioethische Argumentationsmuster über die Rechtswissenschaft auch auf die politischen Entscheidungsträger gewinnen. Vor diesem Hintergrund wollen die nachfolgenden Überlegungen aus verfassungsrechtlicher Perspektive einige Klarstellungen versuchen. Dabei ist zunächst jene fundamentale Attacke zu parieren, die in Gestalt der sog. Persondoktrin schlechthin die Maßstabsfunktion des Verfassungsrechts für die umstrittensten Felder der Biopolitik, namentlich den biomedizinischen Zugriff auf den frühen Embryo leugnet. Sodann sind die Gründe zu benennen, die für eine Geltungserstreckung des Lebensgrundrechts sowie der Menschenwürdegarantie auch auf das früheste Embryonalstadium sprechen. Schließlich soll auf dieser Grundlage exemplarisch die Forschung an embryonalen Stammzellen (ES-Zellen) bewertet werden.

Zunehmend gewinnt eine philosophische Position auch in Deutschland an Bedeutung, die in ihrer Konsequenz auf eine weitgehende Verdrängung des Verfassungsrechts hinausläuft. Tragendes Element dieser Konzeption, die man als Nicht-Äquivalenz-Theorie (D. Birnbacher) bezeichnen kann, ist die begriffliche Trennung von Mensch und Person. Sie thematisiert Fragen, wie: Sind alle menschlichen Wesen Personen oder nur solche, die bestimmte "personale" Merkmale aufweisen? Gibt es einen Unterschied zwischen einem bloßen "menschlichen Wesen" und einem mit besonderen Fähigkeiten ausgestatteten Menschen, zwischen einem "Nur-Menschen" und einer Person? Und sie gibt hierauf - bei allen Unterschieden im Detail - bejahende Antworten. Danach gibt es durchaus eine Differenz zwischen Menschen und Personen. Von diesem Ansatz aus sind einige menschliche Wesen keine Personen. Manche Nicht-Äquivalenz-Theoretiker leugnen darüber hinaus auch, daß alle Personen Menschen oder menschliche Wesen sind und schreiben den Personenstatus auch bestimmten hochentwickelten Nicht-Menschen zu. Dazu zählen sie beispielsweise Primaten, denen sie einen höheren Schutzanspruch als etwa Säuglingen zubilligen wollen. Die zentrale These dieser Lehre besagt, nur Interessen könnten die Zuerkennung subjektiver Rechte rational begründen. Ein Wesen, das bestimmte Interessen nicht haben kann, kann demnach auch kein subjektives moralisches Recht auf Berücksichtigung bzw. Nichtverletzung solcher Interessen besitzen. Der skizzierte Zusammenhang von Rechten und Interessen soll auch für das Lebensrecht gelten. Die kantianische Gegenposition, jedem Menschen stehe "kraft seiner Menschheit" ein angeborenes Grundrecht auf Freiheit zu, wird als logisch verfehlt verworfen. Von dem Umstand, daß der normale Mensch freiheitsfähig in diesem Sinne sei, führe keine logische Brücke zu der Behauptung, also sei es auch etwa der Embryo. In diesem Sinne argumentiert etwa der inzwischen zum Kronjuristen der Reprogenetik avancierte Hamburger Rechtsphilosoph Reinhard Merkel.

Die Nicht-Äquivalenz-Doktrin ist indes mit zentralen Elementen einer weithin konsentierten Grundrechtsdogmatik nicht zu vereinbaren. Diese findet ihren Ausgangspunkt im Grundrechtstatbestand, der im Regelfall Bezug nimmt auf ein Schutzgut, das in der Grundrechtsnorm verfassungsunmittelbar festgelegt ist: Menschenwürde, Leben, Wissenschaft, Glaube usw. Die Verantwortung für die nähere Konkretisierung ist hier der Verfassungsinterpretation übertragen. Dem Schutzgegenstand und seiner Interpretation kommt damit eine entscheidende materielle Bedeutung sowohl für die abwehrrechtliche als auch die schutzrechtliche Dimension der Grundrechte zu. Das Bundesverfassungsgericht geht nun mit einem großen Teil der Verfassungsrechtslehre von einer weiten Tatbestandstheorie aus. Die Festlegung des Schutzgegenstandes hat möglichst mit Hilfe von Kriterien zu erfolgen, die ausreichend offen und inhaltsarm sind, daß sie alle Realisierungsmöglichkeiten einschließen können, denen der Grundrechtsschutz gilt. Bei verschiedenen Grundrechten, nicht zuletzt beim Lebensgrundrecht, hat das Bundesverfassungsgericht wiederholt sein extensives Verständnis damit begründet, in Zweifelsfällen sei diejenige Auslegung zu wählen, welche die juristische Wirkkraft der Grundrechtsnorm am stärksten entfalte.

Für eine weite Tatbestandstheorie lassen sich in der Tat einige gute Gründe anführen: Zunächst entspricht eine weite Tatbestandstheorie dem offenen Freiheitsbegriff und dem offenen Menschenbild des Grundgesetzes. Nur eine weite Tatbestandstheorie verhindert ferner eine begriffsmanipulatorische Dogmatik, mit der das verfassungsstaatliche Regel-Ausnahme-Verhältnis von Freiheitsschutz und staatlicher Eingriffsbefugnis umgekehrt wird. Die weite Tatbestandstheorie fordert  schließlich den Gesetzgeber, der wiederum der verfassungsgerichtlichen Kontrolle unterworfen ist. Sie gewährleistet damit (zumindest ansatzweise) den öffentlich-demokratischen Diskurs.

Berücksichtigt man diese Überlegungen, so drängt sich gerade bei der Interpretation des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG eine Bezugnahme auf die bloße biologische Existenz auf. Schutzgut der Norm ist nicht weniger und nicht mehr als das körperliche Dasein eines Menschen. Auf den Grad der Lebensfähigkeit kommt es ebenso wenig an wie auf kognitiv-psychische oder moralische Fähigkeiten. Schutzgut des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ist demnach das "Lebendigsein" eines menschlichen Organismus. Auf diese Weise knüpft die Verfassungsbestimmung zugleich an das offene Menschenbild an, wie es der Menschenwürde des Art. 1 Abs. 1 GG zugrundeliegt. Die in der Präambel des Grundgesetzes berufenen Subjekte der verfassungsgebenden Gewalt gründen den Staat um der Würde des Menschen willen auf die gegenseitige Anerkennung als prinzipiell in gleicher Weise würdige Mitglieder des Gemeinwesens. Menschenwürde meint in dieser durch wechselseitiges Versprechen begründeten Solidargemeinschaft gegenseitige Achtung des Lebens, der Unverletzlichkeit und der Freiheit. Dies schließt es aus, daß jemand über die Vorenthaltung dieses Status zu befinden befugt ist. Erst recht aber, so ist hinzuzufügen, ist die bioethische Redeweise von der "Zuschreibung" bzw. "Zuerkennung" von (Lebens-)Rechten verfassungsrechtlich inadäquat. Hieran ist mit Nachdruck auch der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft zu erinnern, der jüngst gar den Menschen selbst zum bloßen "Zuschreibungsbegriff" degradierte. Ist somit davon auszugehen, daß auch ein "interessenloser" Embryo einen verfassungskräftigen Schutz- und Achtungsanspruch genießt, bleibt zu klären, ab wann die normative Wirkkraft der Grundrechte sich zugunsten des Embryo zu entfalten beginnt. Auch hier sind - durchaus absichtsvolle - terminologische Akzentverschiebungen zu konstatieren, etwa wenn vom "Pro-Embryo" oder "Prä-Embryo" die Rede ist oder vom mikroskopisch kleinen Zellhaufen. Was und wen schützt nun Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, wenn er vom Recht auf Leben spricht, das jeder haben soll? Das Bundesverfassungsgericht hat sich in den beiden Abtreibungsentscheidungen einer expliziten Beurteilung des Vor-Nidations-Stadiums enthalten, allerdings im Begründungsduktus eine weite und ausgreifende Schutzkonzeption formuliert: "‚Jeder‘ im Sinne des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ist ‚jeder Lebende‘, anders ausgedrückt: jedes Leben besitzende menschliche Individuum; ‚jeder‘ ist daher auch das noch ungeborene menschliche Wesen“ (BVerfGE 39, 1, 37). Und später hat es hervorgehoben, die Erkenntnisse der medizinischen Anthropologie legten es nahe, daß menschliches Leben bereits mit der Verschmelzung von Ei und Samenzelle entstehe (BVerfGE 88, 203, 251). Die Erkenntnisse der molekular- und zellbiologischen Forschung weisen in der Tat die Fertilisation als den entscheidenden qualitativen Sprung aus, ab dem die weitere Entwicklung kontinuierlich verläuft. Spätestens mit der Kernverschmelzung ist das einzigartige Genom des neuen Menschen festgelegt (eigentlich bereits am Ende der zweiten Reifeteilung, wenn auch noch verteilt in den männlichen und weiblichen Vorkernen). Von der Entstehung der Zygote an ist der Embryo eine funktionelle, sich selbst organisierende und differenzierende Einheit. Als dynamisches und autonomes "System" erfüllt sie alle Bedingungen, die man an ein Individuum im biologischen Sinne stellen kann. Nicht mehr, aber auch nicht weniger verlangt Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG von der Textfassung seines Schutzgutes her. Daß die Singularität des entstandenen Embryos noch offen ist, da durch Abtrennung totipotenter Zellen Mehrlinge entstehen können, ändert an der genetischen Individualität und Einzigartigkeit nichts und ist insofern für die verfassungsrechtliche Konkretisierung irrelevant.

Der Embryo in vitro ist also - so das Zwischenfazit - "Schutzobjekt" des Lebensgrundrechts und zugleich, so ist hinzuzufügen, dessen Träger. Weil aber ausweislich des Normtextes des Art. 1 Abs. 1 GG das Menschsein einzige Bedingung des Würdeschutzes ist, gilt weitergehend die Feststellung des Bundesverfassungsgerichts: "Wo menschliches Leben existiert, kommt ihm Würde zu" (BVerfGE 39, 1, 41; 88, 203, 252). Dies scheint nun aber auf den ersten Blick das Ende jeder nicht-therapeutischen Intervention am Embryo zu sein, ist doch die Menschenwürde durch Art. 1 Abs. 1 GG als "unantastbar" garantiert und so der ansonsten gültigen grundrechtlichen Abwägung entzogen. Dort, wo sie greift, wirkt sie absolut und ohne die Möglichkeit eines Rechtsgüterausgleichs. Indes sind die Art. 1 Abs. 1 GG und 2 Abs. 2 GG nicht als Tandem wechselseitig sich ergänzender und verstärkender Grundrechtspositionen konzipiert. Einer solchen Deutung steht schon Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG entgegen, der auf gesetzlicher Grundlage Eingriffe in das Leben zuläßt. Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht auch betont, der Schutz des Lebens sei "nicht in dem Sinn absolut geboten, daß dieses gegenüber jedem anderen Rechtsgut ausnahmslos Vorrang genösse" (BVerfGE 88, 203, 253 f.). Das Leben eines Menschen darf deshalb nur nicht "menschenunwürdig" angetastet werden. Wegen dieser verfassungssystematischen Zusammenhänge und der besonderen Normstruktur des Menschenwürdesatzes als Generalklausel mit Absolutheitsanspruch gilt grundsätzlich ein Maßstabsvorrang des Lebensgrundrechts. Die Menschenwürdegarantie entfaltet ihre Schutzwirkung daneben nur in solchen Konstellationen, in denen die Verletzungshandlung sich durch ein ganz besonderes Maß an Erniedrigung, Diskriminierung u.ä. auszeichnet oder sich als prinzipielle Leugnung des Eigenwertes erweist, der jedem Mitglied der menschlichen Gattung von Verfassungs wegen zukommt. Damit wirkt Art. 1 Abs. 1 GG als eine Art letzter Verteidigungslinie gegen Tabuverletzungen.

Als solche aber kann man die Gewinnung von ES-Zellen durchaus qualifizieren, die, wie die DFG jüngst bestätigt hat, mit den bisher angewandten Methoden die Zerstörung des Embryos zur Folge hat. Hier wird ein solches Maß an Verdinglichung und Instrumentalisierung erreicht, daß die Annahme einer schweren Tabuverletzung naheliegt. Es sind weder Notlagen zu bewältigen noch konkrete Rechtsgüterkonflikte auszutarieren: Das "Monströse" liegt schlicht in der funktionalistisch reduzierten Erzeugung von menschlichen Embryonen - und das heißt: von Trägern des Grundrechts gemäß Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG! -, um sie sogleich fremdnützig als Forschungsmaterial zu "verbrauchen" und zu töten. Insoweit kann auch nicht zwischen solchen Embryonen, die eigens für die Stammzellforschung geschaffen worden sind, und sog. überzähligen Embryonen unterschieden werden. Im Blick auf letztere hat Christian Starck vor kurzem in dieser Zeitung die These vertreten, sie seien ohne jede Entwicklungschance und mit menschlichen Leichnamen (!) vergleichbar. Dieser Auffassung ist jedoch zu widersprechen; gegen sie sprechen nicht nur pragmatisch-prozedurale Erwägungen, sie ist auch prinzipiell-dogmatischen Einwänden ausgesetzt: Todesnähe macht aus den Betroffenen keine Leichname, und Chancenlosigkeit für ein Weiterleben eröffnet nicht die Möglichkeit des lebenszerstörenden Zugriffs. Abgesehen davon erheben sich aber auch erhebliche Zweifel an der Annahme, sog. überzählige Embryonen, deren ursprünglich geplanter Transfer gescheitert ist, seien ohne jede Entwicklungschance. Die jüngsten Spekulationen über die Anzahl solcher Embryonen in Deutschland, die (vorläufig?) mit der überraschend niedrigen (und man darf wohl vermuten: schnell und gezielt herbeigeführten) Zahl 15 endeten, offenbaren, daß das staatliche "Wächteramt" im Blick auf die "Präimplantations-Embryonen" überaus defizitär ausgestaltet ist. Es ist inakzeptabel, daß keine verantwortliche Stelle verläßliche Informationen über Anzahl, Ort und weitere Verwendung der in Deutschland in vitro erzeugten Embryonen hat. Der Gesetzgeber sollte deshalb - unter Wahrung datenschutzrechtlicher Belange der Betroffenen - eine entsprechende Meldepflicht für die reproduktionsmedizinischen Praxen und Kliniken einführen. Darüber hinaus ist das Institut einer "Präimplantations-Adoption" zu schaffen, die gegebenenfalls auch gegen den Willen der Keimzellspender erfolgen kann, wenn diese die eigene Elternschaft, aus welchen Gründen auch immer, ablehnen. Auch für sog. überzählige Embryonen gibt es keine "Stammzellforschungspflichtigkeit" nach Maßgabe eines Bestimmungsrechts der Keimzellspender. Wer hier eine Kompromißlösung erwägt, dem sei Georg Christoph Lichtenberg empfohlen: "In Gefahr und größter Not bringt der Mittelweg den Tod".

